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Spruch

W294 2277587-1/6Z
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Dr. Konstantin Kéck, LL.M, MBA, LL.M., als Einzelrichter
Uber die Beschwerde von XXXX , geb. am XXXX StA Syrien, vertreten durch die BBU - Bundesagentur fur Betreuungs-
und Unterstltzungsleistungen GmbH, gegen Spruchpunkt I. des Bescheides des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl vom 7.8.2023, ZI. 1347582801/230634306 , nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung am 4.3.2024, wie
folgt zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Dr. Konstantin Kock, LL.M, MBA, LL.M.,
als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40, geb. am rémisch 40 StA Syrien, vertreten durch die BBU -
Bundesagentur fiur Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen GmbH, gegen Spruchpunkt rémisch eins. des
Bescheides des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 7.8.2023, ZI. 1347582801/230634306 , nach
Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung am 4.3.2024, wie folgt zu Recht:

A) Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde
I.  Verfahrensgangromisch eins.  Verfahrensgang

Der Beschwerdefihrer (im Folgenden: BF), ein volljdhriger Staatsangehoriger Syriens, reiste unrechtmafig in das
Bundesgebiet ein und stellte am 28.3.2023 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Seine Flucht aus Syrien begrindete er in der am gleichen Tag durchgefuhrten polizeilichen Erstbefragung im
Wesentlichen damit, dass er Syrien im Kindesalter aufgrund des Krieges verlassen habe. Er kdnne aktuell nicht zurtck
nach Syrien, da er dort seinen Militardienst leisten musse. Er wolle nicht im Krieg sterben, weder fir die kurdischen
Krafte noch das syrische Regime.

Zu seinen personlichen Umstanden befragt, gab er an, dass er in Ain Arab (Kobane), in Syrien geboren sei. Er gehore
der kurdischen Volksgruppe an und bekenne sich zum sunnitischen Glauben des Islams. Seine Muttersprache sei
Kurmaniji und er habe sechs Jahre die Grundschule besucht. Zuletzt habe er als Hilfsarbeiter gearbeitet. Der BF habe
Syrien 2014 illegal verlassen und im Anschluss bis 2023 in der Tlrkei gelebt.

Am 20.6.2023 legte der BF einen Auszug aus dem Personenstandregister dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl
(Im Folgenden: BFA) vor.

Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme vor dem BFA am 5.7.2023 gab der BF zu seinen personlichen
Umstanden befragt an, dass er die im Spruch befindliche Identitat fihre und am XXXX in Ain al Arab geboren sei. Er
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gehore der kurdischen Volksgruppe an und bekenne sich zum sunnitisch muslimischen Glauben. Seine Eltern, zwei
Briider und zwei Schwestern wiirden in der Tirkei leben, zwei Briider in Osterreich und eine Schwester in Norwegen.
Eine Schwester lebe weiterhin in Kobane. 2014 habe er Syrien verlassen und bis dorthin in dem Familienhaus in
Kobane gelebt. Zu seinem Fluchtgrund befragt gab er an, dass er - wenn er in Syrien 18 Jahre alt geworden ware - den
Militardienst hatte leisten mussen. Er wolle niemanden téten. Bei den Kurden sei das ebenfalls der Fall. Auch gebe es
immer wieder Probleme zwischen Arabern und Kurden. Er wirde nicht wissen, was passieren wirde, wenn er in ein
Gebiet unter Kontrolle der FSA kommen wurde. Er wirde eingesperrt oder getdtet werden, aufgrund seiner kurdischen
Volksgruppenzugehdorigkeit. Sonst habe er keine weiteren Fluchtgriinde, er wolle einfach nicht kdmpfen oder den Krieg
erleben.Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme vor dem BFA am 5.7.2023 gab der BF zu seinen personlichen
Umstanden befragt an, dass er die im Spruch befindliche Identitat fihre und am rémisch 40 in Ain al Arab geboren sei.
Er gehdre der kurdischen Volksgruppe an und bekenne sich zum sunnitisch muslimischen Glauben. Seine Eltern, zwei
Briider und zwei Schwestern wiirden in der Tirkei leben, zwei Briider in Osterreich und eine Schwester in Norwegen.
Eine Schwester lebe weiterhin in Kobane. 2014 habe er Syrien verlassen und bis dorthin in dem Familienhaus in
Kobane gelebt. Zu seinem Fluchtgrund befragt gab er an, dass er - wenn er in Syrien 18 Jahre alt geworden ware - den
Militardienst hatte leisten missen. Er wolle niemanden toéten. Bei den Kurden sei das ebenfalls der Fall. Auch gebe es
immer wieder Probleme zwischen Arabern und Kurden. Er wirde nicht wissen, was passieren wtrde, wenn er in ein
Gebiet unter Kontrolle der FSA kommen wurde. Er wirde eingesperrt oder getdtet werden, aufgrund seiner kurdischen
Volksgruppenzugehdorigkeit. Sonst habe er keine weiteren Fluchtgriinde, er wolle einfach nicht kdmpfen oder den Krieg
erleben.

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 7.8.2023 wurde der Antrag des BF vom 28.3.2023 auf internationalen Schutz
hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaf 8 3 Abs. 1 iVm§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005
abgewiesen (Spruchpunkt 1.). GemaR & 8 Abs. 1 wurde ihm der Status des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt
(Spruchpunkt 11.). Die befristete Aufenthaltsberechtigung flr subsididr Schutzberechtigte wurde dem BF fir ein Jahr
erteilt (Spruchpunkt I1l.). Mit dem angefochtenen Bescheid vom 7.8.2023 wurde der Antrag des BF vom 28.3.2023 auf
internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 Paragraph 3, Absatz eins,
in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.). Gemaf3
Paragraph 8, Absatz eins, wurde ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt rémisch I1.).
Die befristete Aufenthaltsberechtigung fur subsidiar Schutzberechtigte wurde dem BF fur ein Jahr erteilt (Spruchpunkt
romisch Ill.).

Die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz begriindete das BFA im Wesentlichen damit, dass der BF eine
Verfolgung aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer sozialen Gruppe oder politischen
Gesinnung nicht glaubhaft habe machen kénnen. Er habe Syrien aufgrund der allgemeinen Folgen des Burgerkrieges
verlassen und wolle in Ruhe und Sicherheit in Osterreich leben. Aufgrund der volatilen Sicherheitslage werde ihm
jedoch der Status des Subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt. Eine Rekrutierung seitens des syrischen Regimes sei
unwahrscheinlich, da das Regime auf den Herkunftsort keinen Zugriff hat, auch wenn sich der BF nun im
wehrpflichtigen Alter befinde. Auch kdnne er sich freikaufen vom Wehrdienst des syrischen Regimes. Bezlglich des
Wehrdienstes bei den kurdischen Kraften ware der BF weder mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit zur Beteiligung an
Kampfhandlungen verpflichtet noch einer Verlegung an die Front ausgesetzt und musse sich nicht an der Begehung
von Menschenrechtsverletzungen beteiligen. Im Falle der Weigerung drohe ihm von Seiten der kurdischen Krafte keine
unverhaltnismallige Sanktion. Eine Weigerung werde von den kurdischen Autonomiebehdrden nicht als Ausdruck
einer politisch oppositionellen Gesinnung gesehen.

Gegen Spruchpunkt I. des dargestellten Bescheides erhob der BF durch seine Rechtsvertretung am 30.8.2023 das
Rechtsmittel der Beschwerde. Gegen Spruchpunkt romisch eins. des dargestellten Bescheides erhob der BF durch
seine Rechtsvertretung am 30.8.2023 das Rechtsmittel der Beschwerde.

Begrindend wurde im Wesentlichen ausgefihrt, dass sich der BF im wehrfahigen Alter befinde und seinen Wehrdienst
bis dato nicht abgeleistet habe. Der BF beflirchte von der syrischen Armee eingezogen bzw. rekrutiert zu werden und
im Zuge dessen gezwungen zu werden an Kampfhandlungen teilzunehmen. Die Regierung betrachte
Wehrdienstverweigerung als Ausdruck von politischem Dissens. Auch durch seine Flucht und seiner Asylantragstellung
im Ausland drohe dem BF eine Verfolgungsgefahr in Syrien. Im Falle der Rickkehr drohe im die Einberufung in den
syrischen Burgerkrieg und durch die Teilnahme am Krieg wirde er einer erheblichen Gefahr fir sein Leben ausgesetzt
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werden. Der BF kénne nur Uber den Flughafen Damaskus sicher und legal nach Syrien zurlickkehren. Im Falle der
Ruckkehr bestehe sohin die Gefahr, dass er bereits bei einem Grenzkontrollposten verhaftet werden wirde. Zudem
beflrchte der BF zum Selbstverteidigungsdienst der kurdischen Milizen eingezogen zu werden. Manner, welche sich
weigern den Dienst zu leisten, wirden bei Razzien festgenommen und zwangsrekrutiert werden.

Das Bundesverwaltungsgericht (in Folge: BVYWG) flhrte am 4.3.2024 eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durch, an
welcher der BF, seine Rechtsvertretung sowie eine Dolmetscherin fur die Sprache Arabisch teilnahmen. Die belangte
Behorde verzichtete mit Schreiben vom 2.2.2024 auf eine Teilnahme. Im Zuge der mindlichen Verhandlung wurde der
BF zu seinen Fluchtgrinden und Ruckkehrbefiirchtungen befragt es wurden ihm die im Verfahren herangezogenen
Berichte zur Beurteilung der Lage in seinem Herkunftsstaat zur Kenntnis gebracht.

Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen
1.  Feststellungen

1.1 Zur Person des Beschwerdefluhrers

Der Person fuhrt die im Spruch genannte Identitdt (Name und Geburtsdatum). Die Identitdt steht nicht fest.

Er ist syrischer Staatsangehdriger, gehort der Volksgruppe der Kurden an und bekennt sich zum sunnitisch
muslimischen Glauben. Der BF beherrscht die Sprachen Kurdisch, Arabisch und Turkisch.

Das Herkunftsgebiet des BF ist Ain al Arab (Kobane), im Gouvernement Aleppo, wo er bis zu seiner Ausreise aus Syrien
im Jahr 2014 in die Turkei im Alter von 12 Jahren gemeinsam mit seinen Eltern und Geschwistern lebte. Er besuchte
sechs Jahre die Grundschule.

Die Eltern des BF, zwei Bruder und zwei Schwestern leben aktuell in der Turkei. Eine Schwester lebt in Norwegen. Zwei
Brider leben im &sterreichischen Bundesgebiet. Eine Schwester lebt gemeinsam mit ihrem Ehemann in Kobane,
Syrien. Er halt regelmal3igen Kontakt zu seinen Familienangehdrigen in der Turkei und zu seiner in Syrien lebenden
Schwester.

Der BF ist ledig und kinderlos. Er ist gesund.
1.2 Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers

Der BF hat den Grundwehrdienst flr das syrische Regime noch nicht abgeleistet. Er erhielt weder ein Militdrbuch noch
einen Einberufungsbefehl. Er unterliegt im Falle der Ruckkehr mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit nicht dem Risiko
far den Militérdienst des syrischen Regimes rekrutiert zu werden.

Das Herkunftsgebiet des BF liegt nicht unter Kontrolle des syrischen Regimes, sondern der kurdischen Krafte.

Es ist dem BF moglich im Falle der Ruckkehr Gber den Grenzibergang Semalka in das syrische Staatsgebiet einzureisen
und an seinen Herkunftsort zu gelangen ohne Gebiet unter Regimekontrolle oder anderen Bulrgerkriegsparteien

passieren zu mussen.

In Syrien besteht in Gebieten unter der Kontrolle der kurdischen SDF (YPG) ein verpflichtender Militardienst
(Selbstverteidigungspflicht) fir Manner von 18 bis 24 Jahren. Der BF hat den Selbstverteidigungsdienst fur die
kurdischen Selbstverteidigungskrafte ebenso noch nicht abgeleistet. Der BF fallt aufgrund seines Alters und intakten
Gesundheitszustandes in den Personenkreis, der zur Ableistung des Militardienstes in der ,Demokratische
Selbstverwaltung fur Nord und Ostsyrien” verpflichtet ist. Der BF musste den Militardienst fur ein Jahr erfillen und
wurde dabei, nach einer Ausbildung in einem Trainingslager, vermutlich im Bereich der Versorgung, des Nachschubs
oder der Objektbewachung eingesetzt werden. Zum Kampf an der Front werden der ,Selbstverteidigungspflicht”
unterliegende Rekruten im Allgemeinen - wenngleich ein solches Risiko im Konfliktfall nicht ganzlich auszuschlieRen ist
- nicht eingesetzt.

Eine Verweigerung des Leistens des Wehrdienstes wird von den kurdischen Autonomiebehdérden nicht als Ausdruck
einer bestimmten politischen Gesinnung gesehen. Der BF ist in der Vergangenheit keinem aktiven
Rekrutierungsversuch durch die kurdischen Krafte ausgesetzt gewesen und hat kein Verhalten gesetzt, aufgrund
dessen ihm von den kurdischen Autonomiebehérden nichtsdestotrotz eine oppositionelle Gesinnung unterstellt
werden konnte. Bei Nichtbefolgung der Einberufung kann - zum Zweck der zwangsweisen Durchsetzung der
Wehrpflicht - eine Verhaftung und Anhaltung von ein bis zwei Tagen bis zu ein bis zwei Wochen sowie eine



Verlangerung des Militardienstes um ein Monat drohen. Bei Verweigerung des Militardienstes ist der BF nicht mit
malgeblicher Wahrscheinlichkeit von Eingriffen in die korperliche Unversehrtheit oder einer langeren Haftstrafe
bedroht. Es liegen konkret keine gefahrenerhdhenden Umstande vor, welche annehmen lassen, dass der BF im
Zusammenhang mit dem kurdischen Wehrdienst einer relevanten Verfolgungsgefahr ausgesetzt ware.

Der BF war in Syrien nicht politisch aktiv und nahm an keinen Demonstrationen teil. Er wurde weder strafgerichtlich
verurteilt in Syrien noch hatte er Probleme mit der Polizei oder anderen staatlichen Stellen, er wurde nicht
festgenommen und befand sich nicht in Haft.

Der BF unterliegt in Syrien mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit auch nicht dem Rekrutierungsrisiko einer anderen am
Burgerkrieg beteiligten Partei.

Der BF unterliegt mit maligeblicher Wahrscheinlichkeit keiner Verfolgungsgefahr aufgrund seiner kurdischen
Volksgruppenzugehorigkeit durch die FSA im Falle der Ruckkehr.

Auch aufgrund seiner Ausreise und seiner Asylantragstellung in Osterreich droht dem BF nicht mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit die Gefahr einer Inhaftierung und Folter aufgrund der Unterstellung einer oppositionellen
Gesinnung.

Auch sonst ist der BF nicht der Gefahr ausgesetzt, aufgrund seiner Rasse, Religion, Nationalitat, politischen Gesinnung
oder Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe in Syrien mit der Anwendung von physischer und/oder
psychischer Gewalt bedroht zu werden.

Der BF verlieR3 Syrien im minderjahrigen Alter gemeinsam mit seiner Familie aufgrund der Burgerkriegssituation und
schlechten Sicherheitslage.

1.3 Zur mal3geblichen Situation im Herkunftsstaat
Im Verfahren wurden diverse Quellen, eingebracht durch das erkennende Gericht und den BF, herangezogen.
Auszug relevanter Stellen der Landerinformation der Staatendokumentation Syrien, Version 9, vom 17.7.2023:

ul-e]
Politische Lage
Letzte Anderung: 10.07.2023

Im Jahr 2011 erreichten die Umbrtiche in der arabischen Welt auch Syrien. Auf die zunachst friedlichen Proteste grol3er
Teile der Bevdlkerung, die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und ein Ende des von Bashar al-Assad gefuhrten Ba'ath-
Regimes verlangten, reagierte dieses mit massiver Repression gegen die Protestierenden, vor allem durch den Einsatz
von Armee und Polizei, sonstiger Sicherheitskrafte und staatlich organisierter Milizen (Shabiha). So entwickelte sich im
Laufe der Zeit ein zunehmend komplexer werdender bewaffneter Konflikt (AA 13.11.2018). Die tiefer liegenden
Ursachen fur den Konflikt sind die Willkir und Brutalitdt des syrischen Sicherheitsapparats, die soziale Ungleichheit
und Armut vor allem in den landlichen Gegenden Syriens, die weitverbreitete Vetternwirtschaft und nicht zuletzt
konfessionelle Spannungen (Spiegel 29.8.2016).

Die Entscheidung Moskaus, 2015 in Syrien militérisch zu intervenieren, hat das Assad-Regime in Damaskus effektiv
geschiitzt. Russische Luftstreitkrafte und nachrichtendienstliche Unterstitzung sowie von Iran unterstitzte Milizen vor
Ort ermdglichten es dem Regime, die Opposition zu schlagen und seine Kontrolle Uber groRRe Teile Syriens brutal
wiederherzustellen. Seit Méarz 2020 scheint der Konflikt in eine neue Patt-Phase einzutreten, in der drei
unterschiedliche Gebiete mit statischen Frontlinien abgegrenzt wurden (IPS 20.5.2022). Das Assad-Regime kontrolliert
rund 70 % des syrischen Territoriums. Seit dem Héhepunkt des Konflikts, als das Regime - unterstitzt von Russland
und Iran - unterschiedslose, groR angelegte Offensiven startete, um Gebiete zurlickzuerobern, hat die Gewalt deutlich
abgenommen. Auch wenn die Gewalt zurlickgegangen ist, kommt es entlang der Konfliktlinien im Nordwesten und
Nordosten Syriens weiterhin zu kleineren Scharmutzeln. Im GroRBen und Ganzen hat sich der syrische Burgerkrieg zu
einem internationalisierten Konflikt entwickelt, in dem funf auslandische Streitkrafte - Russland, Iran, die Turkei, Israel
und die Vereinigten Staaten - im syrischen Kampfgebiet titig sind und Uberreste des Islamischen Staates (IS)
regelmafig Angriffe durchfihren (USIP 14.3.2023).

Interne Akteure haben das Kernmerkmal eines Staates - sein Gewaltmonopol - infrage gestellt und ausgehdhlt. Externe



Akteure, die Gebiete besetzen, wie die Turkei in den kurdischen Gebieten, oder sich in innere Angelegenheiten
einmischen, wie Russland und Iran, sorgen fur Unzufriedenheit bei den Burgern vor Ort (BS 23.2.2022). In den vom
Regime kontrollierten Gebieten unterdriicken die Sicherheits- und Geheimdienstkrafte des Regimes, die Milizen und
die Verblindeten aus der Wirtschaft aktiv die Autonomie der Wahler und Politiker. Auslandische Akteure wie das
russische und das iranische Regime sowie die libanesische Schiitenmiliz Hisbollah Uben ebenfalls groRen Einfluss auf
die Politik in den von der Regierung kontrollierten Gebieten aus. In anderen Gebieten ist die zivile Politik im
Allgemeinen den lokal dominierenden bewaffneten Gruppen untergeordnet, darunter die militante islamistische
Gruppe Hay'at Tahrir ash-Sham (HTS), die Partei der Demokratischen Union (Partiya Yekitiya Demokrat, PYD) und mit
dem turkischen Militar verbundete Krafte (FH 9.3.2023). Ungeachtet der vorstehenden Ausfihrungen bleibt Syrien, bis
hin zur subregionalen Ebene, territorial fragmentiert. In vielen Fallen wird die tatsdchliche Kontrolle auf lokaler Ebene
von unterschiedlichen Gruppierungen ausgelbt. Selbst in formal ausschlieRlich vom Regime kontrollierten Gebieten
wie dem Sudwesten des Landes (Gouvernements Dara’a, Suweida) sind die Machtverhaltnisse mitunter komplex und
kénnen sich insofern von Ort zu Ort, von Stadtviertel zu Stadtviertel unterscheiden. Auch Uberschneidungen sind
moglich (v.a. Nordwesten und Nordosten). Die tatsachliche Kontrolle liegt lokal haufig ganz oder in Teilen bei
bewaffneten Akteuren bzw. traditionellen Herrschaftsstrukturen (AA 29.3.2023). Im syrischen Blrgerkrieg, der nun in
sein zwolftes Jahr geht, hat sich die Grenze zwischen Staat und Nicht-Staat zunehmend verwischt. Im Laufe der Zeit
haben sowohl staatliche Akteure als auch nicht-staatliche bewaffnete Gruppen parallele, miteinander vernetzte und
voneinander abhéngige politische Okonomien geschaffen, in denen die Grenzen zwischen formell und informell, legal
und illegal, Regulierung und Zwang weitgehend verschwunden sind. Die Grenzgebiete in Syrien bilden heute ein
einziges wirtschaftliches Okosystem, das durch dichte Netzwerke von Handlern, Schmugglern, Regimevertretern,
Maklern und bewaffneten Gruppen miteinander verbunden ist (Brookings 27.1.2023).

Die politische Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum November 2022-Marz 2023] nicht wesentlich
verandert (AA 29.3.2023). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige
politische Ldsung (USIP 14.3.2023; vgl. AA 29.3.2023). Der Machtanspruch des syrischen Regimes wurde in den
Gebieten unter seiner Kontrolle nicht grundlegend angefochten, nicht zuletzt aufgrund der anhaltenden substanziellen
militarischen Unterstitzung Russlands bzw. Irans und Iran-naher Krafte. Allerdings gelang es dem Regime nur bedingt,
das staatliche Gewaltmonopol in diesen Gebieten durchzusetzen. Eine realistische Perspektive fir eine Veranderung
des politischen Status Quo zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder militarischem Wege, besteht
aktuell nicht (AA 29.3.2023). Der von den Vereinten Nationen geleitete Friedensprozess, einschliel3lich des
Verfassungsausschusses, hat 2022 keine Fortschritte gemacht (HRW 12.1.2023; vgl. AA 29.3.2023). Ausschlaggebend
dafur bleibt die anhaltende Blockadehaltung des Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Lésung des
Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche Zugestandnisse verweigert (AA 29.3.2023). Letztlich ist es das Ziel
der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vgl.
IPS 20.5.2022). Russland, die Tirkei, die Vereinigten Staaten und Iran unterstitzen die Kriegsparteien weiterhin
militarisch und finanziell und sorgen dafir, dass diese nicht fir ihre Taten verantwortlich gemacht werden (HRW
12.1.2023).Die politische Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum November 2022-Mdarz 2023] nicht
wesentlich verandert (AA 29.3.2023). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf
eine baldige politische Losung (USIP 14.3.2023; vergleiche AA 29.3.2023). Der Machtanspruch des syrischen Regimes
wurde in den Gebieten unter seiner Kontrolle nicht grundlegend angefochten, nicht zuletzt aufgrund der anhaltenden
substanziellen militarischen Unterstitzung Russlands bzw. Irans und Iran-naher Krafte. Allerdings gelang es dem
Regime nur bedingt, das staatliche Gewaltmonopol in diesen Gebieten durchzusetzen. Eine realistische Perspektive fur
eine Veranderung des politischen Status Quo zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder militarischem
Wege, besteht aktuell nicht (AA 29.3.2023). Der von den Vereinten Nationen geleitete Friedensprozess, einschlielich
des Verfassungsausschusses, hat 2022 keine Fortschritte gemacht (HRW 12.1.2023; vergleiche AA 29.3.2023).
Ausschlaggebend daflr bleibt die anhaltende Blockadehaltung des Regimes, das keinerlei Interesse an einer
politischen Losung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche Zugestandnisse verweigert (AA 29.3.2023).
Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte syrische Territorium wiederzuerlangen
(Alaraby 31.5.2023; vergleiche IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die Vereinigten Staaten und Iran unterstitzen die
Kriegsparteien weiterhin militérisch und finanziell und sorgen daflr, dass diese nicht fir ihre Taten verantwortlich
gemacht werden (HRW 12.1.2023).

Im AuReren gewannen die Bemiihungen des Regimes und seiner Verblndeten, insbesondere Russlands, zur



Beendigung der internationalen Isolation [mit Stand Marz 2023] unabhangig von der im Raum stehenden Anndherung
der Turkei trotz fehlender politischer und humanitdrer Fortschritte weiter an Momentum. Das propagierte
"Normalisierungsnarrativ" verfangt insbesondere bei einer Reihe arabischer Staaten (AA 29.3.2023). Im Mai 2023
wurde Syrien wieder in die Arabische Liga aufgenommen, von der es im November 2011 aufgrund der gewaltsamen
Niederschlagung der Proteste ausgeschlossen worden war (Wilson 6.6.2023; vgl. SOHR 7.5.2023). Als Grinde fur die
diplomatische Anndherung wurden unter anderem folgende Interessen der Regionalmachte genannt: Rickkehr von
syrischen Flichtlingen in ihr Heimatland, die Unterbindung des Drogenschmuggels in die Nachbarlander -
insbesondere von Captagon - (CMEC 16.5.2023; vgl. Wilson 6.6.2023, SOHR 7.5.2023), Angste vor einer
Machtibernahme islamistischer Extremisten im Fall eines Sturzes des Assad-Regimes sowie die Einddmmung des
Einflusses bewaffneter, von Iran unterstitzter Gruppierungen, insbesondere im Stden Syriens. Das syrische Regime
zeigt laut Einschatzung eines Experten fUr den Nahen Osten dagegen bislang kein Interesse, eine grolRe Anzahl an
Ruckkehrern wiederaufzunehmen und Versuche, den Drogenhandel zu unterbinden, erscheinen in Anbetracht der
Summen, welche dieser ins Land bringt, bislang im besten Fall zweifelhaft (CMEC 16.5.2023). Die EU-Mitgliedsstaaten in
ihrer Gesamtheit und die USA stellen sich den Normalisierungsbestrebungen politisch unverandert entgegen,
wenngleich sich die Bewahrung der EU-Einheit in dieser Sache zunehmend herausfordernd gestaltet (AA 29.3.2023).Im
AuReren gewannen die Bemiihungen des Regimes und seiner Verbiindeten, insbesondere Russlands, zur Beendigung
der internationalen Isolation [mit Stand Marz 2023] unabhéngig von der im Raum stehenden Annadherung der Turkei
trotz fehlender politischer und humanitdrer Fortschritte weiter an Momentum. Das propagierte
"Normalisierungsnarrativ" verfangt insbesondere bei einer Reihe arabischer Staaten (AA 29.3.2023). Im Mai 2023
wurde Syrien wieder in die Arabische Liga aufgenommen, von der es im November 2011 aufgrund der gewaltsamen
Niederschlagung der Proteste ausgeschlossen worden war (Wilson 6.6.2023; vergleiche SOHR 7.5.2023). Als Grunde fur
die diplomatische Anndherung wurden unter anderem folgende Interessen der Regionalmachte genannt: Rickkehr
von syrischen Flichtlingen in ihr Heimatland, die Unterbindung des Drogenschmuggels in die Nachbarldnder -
insbesondere von Captagon - (CMEC 16.5.2023; vergleiche Wilson 6.6.2023, SOHR 7.5.2023), Angste vor einer
Machtibernahme islamistischer Extremisten im Fall eines Sturzes des Assad-Regimes sowie die Einddmmung des
Einflusses bewaffneter, von Iran unterstitzter Gruppierungen, insbesondere im Suden Syriens. Das syrische Regime
zeigt laut Einschatzung eines Experten fUr den Nahen Osten dagegen bislang kein Interesse, eine grolRe Anzahl an
Ruckkehrern wiederaufzunehmen und Versuche, den Drogenhandel zu unterbinden, erscheinen in Anbetracht der
Summen, welche dieser ins Land bringt, bislang im besten Fall zweifelhaft (CMEC 16.5.2023). Die EU-Mitgliedsstaaten in
ihrer Gesamtheit und die USA stellen sich den Normalisierungsbestrebungen politisch unverandert entgegen,
wenngleich sich die Bewahrung der EU-Einheit in dieser Sache zunehmend herausfordernd gestaltet (AA 29.3.2023).

[...]
Syrische Arabische Republik
Letzte Anderung: 10.07.2023

Die Familie al-Assad regiert Syrien bereits seit 1970, als Hafez al-Assad sich durch einen Staatsstreich zum Herrscher
Syriens machte (SHRC 24.1.2019). Nach seinem Tod im Jahr 2000 Ubernahm sein Sohn, der jetzige Prasident Bashar al-
Assad, diese Position (BBC 2.5.2023). Die beiden Assad-Regime hielten die Macht durch ein komplexes Geflige aus
ba'athistischer Ideologie, Repression, Anreize flr wirtschaftliche Eliten und der Kultivierung eines Geflhls des Schutzes
far religiose Minderheiten (USCIRF 4.2021). Das Uberwiegend von Alawiten geflihrte Regime prasentiert sich als
Beschutzer der Alawiten und anderer religioser Minderheiten (FH 9.3.2023) und die alawitische Minderheit hat
weiterhin einen im Verhaltnis zu ihrer Zahl Uberproportional groRBen politischen Status, insbesondere in den
FUhrungspositionen des Militars, der Sicherheitskrafte und der Nachrichtendienste, obwohl das hochrangige
Offizierskorps des Militars weiterhin auch Angehorige anderer religioser Minderheitengruppen in seine Reihen
aufnimmt (USDOS 15.5.2023). In der Praxis hangt der politische Zugang jedoch nicht von der Religionszugehdrigkeit ab,
sondern von der Nahe und Loyalitdt zu Assad und seinen Verblndeten. Alawiten, Christen, Drusen und Angehdrige
anderer kleinerer Religionsgemeinschaften, die nicht zu Assads innerem Kreis gehoren, sind politisch entrechtet. Zur
politischen Elite gehdren auch Angehorige der sunnitischen Religionsgemeinschaft, doch die sunnitische Mehrheit des
Landes stellt den groRten Teil der Rebellenbewegung und hat daher die Hauptlast der staatlichen Repressionen zu
tragen (FH 9.3.2023).

Die Verfassung schreibt die Vormachtstellung der Vertreter der Ba'ath-Partei in den staatlichen Institutionen und in der



Gesellschaft vor, und Assad und die Anfihrer der Ba'ath-Partei beherrschen als autoritdres Regime alle drei
Regierungszweige (USDOS 20.3.2023). Mit dem Dekret von 2011 und den Verfassungsreformen von 2012 wurden die
Regeln fur die Beteiligung anderer Parteien formell gelockert. In der Praxis unterhdalt die Regierung einen machtigen
Geheimdienst- und Sicherheitsapparat, um Oppositionsbewegungen zu Uberwachen und zu bestrafen, die Assads
Herrschaft ernsthaft infrage stellen kdnnten (FH 9.3.2023). Der Prasident stutzt seine Herrschaft insbesondere auf die
Loyalitat der Streitkrafte sowie der militarischen und zivilen Nachrichtendienste. Die Befugnisse dieser Dienste, die von
engen Vertrauten des Prasidenten geleitet werden und sich auch gegenseitig kontrollieren, unterliegen keinen
definierten Beschrankungen. So hat sich in Syrien ein politisches System etabliert, in dem viele Institutionen und
Personen miteinander um Macht konkurrieren und dabei kaum durch die Verfassung und den bestehenden
Rechtsrahmen kontrolliert werden, sondern v.a. durch den Prasidenten und seinen engsten Kreis. Trotz gelegentlicher
interner Machtkampfe stehen Assad dabei keine ernst zu nehmenden Kontrahenten gegenlber. Die Geheimdienste
haben ihre traditionell starke Rolle seither verteidigt oder sogar weiter ausgebaut und profitieren durch Schmuggel
und Korruption wirtschaftlich erheblich (AA 29.3.2023).

Dem ehemaligen Berater des US-Auf3enministeriums Hazem al-Ghabra zufolge unterstitzt Syrien beinahe vollstandig
die Herstellung und Logistik von Drogen, weil es eine Einnahmemdglichkeit fir den Staat und flur Vertreter des
Regimes und dessen Profiteure darstellt (Enab 23.1.2023). Baschar al-Assad mag der unumschrankte Herrscher sein,
aber die Loyalitat machtiger Warlords, Geschaftsleute oder auch seiner Verwandten hat ihren Preis. Beispielhaft wird
von einer vormals kleinkriminellen Bande berichtet, die Prasident Assad in der Stadt Sednaya gewahren lie3, um die
dort ansassigen Christen zu kooptieren, und die inzwischen auf eigene Rechnung in den Drogenhandel involviert ist.
Der Machtapparat hat nur bedingt die Kontrolle tber die eigenen Drogennetzwerke. Assads Cousins, die Hisbollah und
AnflUhrer der lokalen Organisierten Kriminalitdt haben kleine Imperien errichtet und geraten gelegentlich aneinander,
wobei Maher al-Assad, der jlingere Bruder des Prasidenten und Befehlshaber der Vierten Division, eine zentrale Rolle
bei der Logistik innehat. Die Vierte Division mutierte in den vergangenen Jahren 'zu einer Art Mafia-Konglomerat mit
militarischem Flugel'. Sie bewacht die Transporte und Fabriken, kontrolliert die Hafen und nimmt Geld ein. Maher al-
Assads Vertreter, General Ghassan Bilal, gilt als der operative Kopf und Verbindungsmann zur Hisbollah (Spiegel
17.6.2022).

Es gibt keine Rechtssicherheit oder Schutz vor politischer Verfolgung, willkirlicher Verhaftung und Folter. Die Gefahr,
Opfer staatlicher Repression und Willkir zu werden, bleibt fur Einzelne unvorhersehbar (AA 29.3.2023).

Institutionen und Wahlen

Syrien ist nach der geltenden Verfassung von 2012 eine semiprasidentielle Volksrepublik. Das politische System Syriens
wird de facto jedoch vom autoritdr regierenden Prasidenten dominiert. Der Prasident verfligt als oberstes
Exekutivorgan, Oberbefehlshaber der Streitkrafte und Generalsekretdr der Ba'ath-Partei Uber umfassende
Vollmachten. Dartber hinaus darf der Prasident nach Art. 113 der Verfassung auch legislativ tatig werden, wenn das
Parlament nicht tagt, aufgeldst ist oder wenn "absolute Notwendigkeit" dies erfordert. De facto ist die
Legislativbefugnis des Parlaments derzeit auBer Kraft gesetzt. Gesetze werden weitgehend als Prasidialdekrete
verabschiedet (AA 29.3.2023).Syrien ist nach der geltenden Verfassung von 2012 eine semiprasidentielle Volksrepublik.
Das politische System Syriens wird de facto jedoch vom autoritar regierenden Prasidenten dominiert. Der Prasident
verflgt als oberstes Exekutivorgan, Oberbefehlshaber der Streitkréfte und Generalsekretar der Ba'ath-Partei Uber
umfassende Vollmachten. Darlber hinaus darf der Prasident nach Artikel 113, der Verfassung auch legislativ tatig
werden, wenn das Parlament nicht tagt, aufgeldst ist oder wenn "absolute Notwendigkeit" dies erfordert. De facto ist
die Legislativbefugnis des Parlaments derzeit auBer Kraft gesetzt. Gesetze werden weitgehend als Prasidialdekrete
verabschiedet (AA 29.3.2023).

Der Prasident wird nach der Verfassung direkt vom Volk gewahlt. Seine Amtszeit betragt sieben Jahre. Seit der letzten
Verfassungsanderung 2012 ist maximal eine einmalige Wiederwahl méglich. Da diese Verfassungsbestimmung jedoch
erstmals bei den Prasidentschaftswahlen 2014 zur Anwendung kam, war es dem aktuellen Prasidenten Baschar al-
Assad erlaubt, bei der Prasidentschaftswahl im Mai 2021 erneut zu kandidieren. Kandidatinnen und Kandidaten fur das
Prasidentenamt werden nach Art. 85 vom Obersten Verfassungsgericht tberprift und muissen Voraussetzungen
erfullen, die Angehdrige der Opposition faktisch weitgehend ausschlieBen. So muss ein Kandidat u. a. im Besitz seiner
burgerlichen und politischen Rechte sein (diese werden bei Verurteilungen fir politische Delikte in der Regel
entzogen), darf nicht fir ein "ehrenruhriges" Vergehen vorbestraft sein und muss bis zum Zeitpunkt der Kandidatur



ununterbrochen zehn Jahre in Syrien gelebt haben. Damit sind im Exil lebende Politikerinnen und Politiker von einer
Kandidatur de facto ausgeschlossen (AA 29.3.2023). Bei den Prasidentschaftswahlen, die im Mai 2021 in den von der
Regierung kontrollierten Gebieten sowie einigen syrischen Botschaften abgehalten wurden, erhielt Bashar al-Assad
95,1 % der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von rund 77 % und wurde damit fir eine weitere Amtsperiode von
sieben Jahren wiedergewahlt. Zwei kaum bekannte Personen waren als Gegenkandidaten angetreten und erhielten 1,5
% und 3,3 % der Stimmen (Standard 28.5.2021; vgl. Reuters 28.5.2021). Politiker der Exilopposition waren von der Wahl
ausgeschlossen. Die Europaische Union erkennt die Wahl nicht an, westliche Regierungen bezeichnen sie als 'weder
frei noch fair' und als 'betriigerisch’, und die Opposition nannte sie eine 'Farce' (Standard 28.5.2021).Der Prasident
wird nach der Verfassung direkt vom Volk gewdhlt. Seine Amtszeit betragt sieben Jahre. Seit der letzten
Verfassungsanderung 2012 ist maximal eine einmalige Wiederwahl méglich. Da diese Verfassungsbestimmung jedoch
erstmals bei den Prasidentschaftswahlen 2014 zur Anwendung kam, war es dem aktuellen Prasidenten Baschar al-
Assad erlaubt, bei der Prasidentschaftswahl im Mai 2021 erneut zu kandidieren. Kandidatinnen und Kandidaten flr das
Prasidentenamt werden nach Artikel 85, vom Obersten Verfassungsgericht Uberprift und muissen Voraussetzungen
erfallen, die Angehdrige der Opposition faktisch weitgehend ausschlieBen. So muss ein Kandidat u. a. im Besitz seiner
bargerlichen und politischen Rechte sein (diese werden bei Verurteilungen fur politische Delikte in der Regel
entzogen), darf nicht fir ein "ehrenruhriges" Vergehen vorbestraft sein und muss bis zum Zeitpunkt der Kandidatur
ununterbrochen zehn Jahre in Syrien gelebt haben. Damit sind im Exil lebende Politikerinnen und Politiker von einer
Kandidatur de facto ausgeschlossen (AA 29.3.2023). Bei den Prasidentschaftswahlen, die im Mai 2021 in den von der
Regierung kontrollierten Gebieten sowie einigen syrischen Botschaften abgehalten wurden, erhielt Bashar al-Assad
95,1 % der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von rund 77 % und wurde damit fir eine weitere Amtsperiode von
sieben Jahren wiedergewahlt. Zwei kaum bekannte Personen waren als Gegenkandidaten angetreten und erhielten 1,5
% und 3,3 % der Stimmen (Standard 28.5.2021; vergleiche Reuters 28.5.2021). Politiker der Exilopposition waren von
der Wahl ausgeschlossen. Die Europaische Union erkennt die Wahl nicht an, westliche Regierungen bezeichnen sie als
'weder frei noch fair' und als 'betriigerisch', und die Opposition nannte sie eine 'Farce' (Standard 28.5.2021).

Das Parlament hat nicht viel Macht. Dekrete werden meist von Ministern und Ministerinnen vorgelegt, um ohne
Anderungen vom Parlament genehmigt zu werden. Sitze im Parlament oder im Kabinett dienen nicht dazu, einzelne
Machtgruppen in die Entscheidungsfindung einzubinden, sondern dazu, sie durch die Vorteile, die ihnen ihre
Positionen verschaffen, zu kooptieren (BS 23.2.2022). Im Juli 2020 fanden die Wahlen fur das "Volksrat" genannte
syrische Parlament mit 250 Sitzen statt, allerdings nur in Gebieten, in denen das Regime prasent ist. Auch diese Wahlen
wurden durch die weitverbreitete Vertreibung der Bevdlkerung beeintrachtigt. Bei den Wahlen gab es keinen
nennenswerten Wettbewerb, da die im Exil lebenden Oppositionsgruppen nicht teilnahmen und die Behdérden keine
unabhangigen politischen Aktivitaten in dem von ihnen kontrollierten Gebiet dulden. Die regierende Ba'ath-Partei und
ihre Koalition der Nationalen Progressiven Front erhielten 183 Sitze. Die restlichen 67 Sitze gingen an unabhangige
Kandidaten, die jedoch alle als regierungstreu galten (FH 9.3.2023). Die Wahlbeteiligung lag bei 33,7 % (BS 23.2.2022).
Es gab Vorwurfe des Betrugs, der Wahlfédlschung und der politischen Einflussnahme. Kandidaten wurden in letzter
Minute von den Wahllisten gestrichen und durch vom Regime bevorzugte Kandidaten ersetzt, darunter
Kriegsprofiteure, Warlords und Schmuggler, welche das Regime im Zuge des Konflikts unterstitzten (WP 22.7.2020).

Der Wahlprozess soll so strukturiert sein, dass eine Manipulation des Regimes madglich ist. Syrische Blrger kénnen
Uberall innerhalb der vom Regime kontrollierten Gebiete wahlen, und es gibt keine Liste der registrierten Wahler in
den Wahllokalen und somit keinen Mechanismus zur Uberpriifung, ob Personen an verschiedenen Wahllokalen
mehrfach gewahlt haben. Aufgrund der Vorschriften bei Reihungen auf Wahllisten sind alternative Kandidaten
standardmaRig nur ein Zusatz zu den Kandidaten der Ba'ath-Partei (MEI 24.7.2020). Die vom Regime und den
Nachrichtendiensten vorgenommene Reihung auf der Liste ist damit wichtiger als die Unterstitzung durch die
Bevolkerung oder Stimmen. Wahlen in Syrien dienen nicht dem Finden von Entscheidungstréagern, sondern der
Aufrechterhaltung der Fassade von demokratischen Prozessen durch den Staat nach AuBen. Sie fungieren als
Moglichkeit, relevante Personen in Syrien quasi zu managen und Loyalisten dazu zu zwingen, ihre Hingabe zum
Regime zu demonstrieren (BS 23.2.2022). Zudem gilt der Verkauf éffentlicher Amter an reiche Personen, im Verbund
mit entsprechend gefalschten Wahlergebnissen, als zunehmend wichtige Devisenquelle flr das syrische Regime (AA
29.3.2023). Entscheidungen werden von den Sicherheitsdiensten oder dem Prasidenten auf Basis ihrer
Notwendigkeiten getroffen - nicht durch gewahlte Personen (BS 23.2.2022).



Im September 2022 fanden in allen [unter Kontrolle des syrischen Regimes stehenden] Provinzen Wahlen fur die
Lokalrate statt. Nichtregierungsorganisationen bezeichneten sie ebenfalls als weder frei noch fair (USDOS 20.3.2023).

[...]
Selbstverwaltungsgebiet Nord- und Ostsyrien
Letzte Anderung: 11.07.2023

2011 soll es zu einem Ubereinkommen zwischen der syrischen Regierung, der iranischen Regierung und der
Arbeiterpartei Kurdistans (Partiya Karkerén Kurdistané, PKK) gekommen sein, deren Mitglieder die Partei der
Demokratischen Union (Partiya Yekitiya Demokrat, PYD) griindeten. Die PYD, ausgestattet mit einem bewaffneten
Fligel, den Volksverteidigungseinheiten (YPG), hielt die kurdische Bevolkerung in den Anfangen des Konfliktes davon
ab, sich effektiv an der Revolution zu beteiligen. Demonstrationen wurden aufgeldst, Aktivisten festgenommen, Blros
des Kurdischen Nationalrats in Syrien, einer Dachorganisation zahlreicher syrisch-kurdischer Parteien, angegriffen. Auf
diese Weise musste die syrische Armee keine 'zweite Front' in den kurdischen Gebieten eréffnen und konnte sich auf
die Niederschlagung der Revolution in anderen Gebieten konzentrieren. Als Gegenleistung zog das Ba'ath-Regime
Stlck far Stlick seine Armee und seinen Geheimdienst aus den Uberwiegend kurdischen Gebieten zurtck. In der
zweiten Jahreshalfte 2012 wurden Afrin, 'Ain al-'Arab (Kobané) und die Jazira/Ciziré von der PYD und der YPG
Ubernommen, ohne dass es zu erwdhnenswerten militdrischen Auseinandersetzungen mit der syrischen Armee

gekommen wadre (Savelsberg 8.2017).

Im November 2013 - etwa zeitgleich mit der Bildung der syrischen Interimsregierung (SIG) durch die syrische
Opposition - rief die PYD die sogenannte Demokratische Selbstverwaltung (DSA) in den Kantonen Afrin, Kobané und
Ciziré aus und fasste das so entstandene, territorial nicht zusammenhdngende Gebiet unter dem kurdischen Wort fur
"Westen" (Rojava) zusammen. Im Dezember 2015 grindete die PYD mit ihren Verbiindeten den Demokratischen Rat
Syriens (SDC) als politischen Arm der Demokratischen Krafte Syriens (SDF) (SWP 7.2018). Die von den USA
unterstutzten SDF (TWI 18.7.2022) sind eine Koalition aus syrischen Kurden, Arabern, Turkmenen und anderen
Minderheitengruppen (USDOS 20.3.2023), in dem der militarische Arm der PYD, die YPG, die dominierende Kraft ist
(KAS 4.12.2018). Im Marz 2016 riefen Vertreter der drei Kantone (Kobané war inzwischen um Tall Abyad erweitert
worden) den Konstituierenden Rat des "Demokratischen Foéderalen Systems Rojava/Nord-Syrien" (Democratic
Federation of Northern Syria, DFNS) ins Leben (SWP 7.2018). Im Marz 2018 (KAS 4.12.2018) Ubernahm die Turkei
volkerrechtswidrig die Kontrolle Uber den kurdischen Selbstverwaltungskanton Afrin mithilfe der Syrischen Nationalen
Armee (SNA), einer von ihr gestlUtzten Rebellengruppe (taz 15.10.2022). Im September 2018 beschloss der SDC die
Grindung des Selbstverwaltungsgebiets Nord- und Ostsyrien (Autonomous Administration of North and East Syria,
AANES) auf dem Gebiet der drei Kantone (abzuglich des von der Turkei besetzten Afrin). DarGber hinaus wurden auch
Gebiete in Deir-ez Zor und Raqgga (K24 6.9.2018) sowie Manbij, Takba und Hassakah, welche die SDF vom Islamischen
Staat (IS) befreit hatten, Teil der AANES (SO 27.6.2022).

Der Krieg gegen den IS forderte zahlreiche Opfer und I8ste eine Fluchtwelle in die kurdischen
Selbstverwaltungsgebiete aus. Die syrischen Kurden stehen zwischen mehreren Fronten und kénnen sich auf keinen
stabilen strategischen Partner verlassen. Die erhoffte Kriegsdividende, fur den Kampf gegen den IS mit einem
autonomen Gebiet 'belohnt' zu werden, ist bisher ausgeblieben (KAS 4.12.2018). Die syrische Regierung erkennt weder
die kurdische Enklave noch die Wahlen in diesem Gebiet an (USDOS 20.3.2023). Turkische VorstdRe auf syrisches
Gebiet im Jahr 2019 fuhrten dazu, dass die SDF zur Abschreckung der Tirkei syrische Regierungstruppen einlud, in den
AANES Stellung zu beziehen (ICG 18.11.2021). Die Gesprache zwischen der kurdischen Selbstverwaltung und der
Regierung in Damaskus im Hinblick auf die Einrdumung einer Autonomie und die Sicherung einer unabhangigen
Stellung der SDF innerhalb der syrischen Streitkrafte sind festgefahren (OB Damaskus 1.10.2021). Mit Stand Mai 2023
besteht kein entsprechender Vertrag zwischen den AANES und der syrischen Regierung (Alaraby 31.5.2023). Unter
anderem wird (ber die Verteilung von Ol und Weizen verhandelt, wobei ein groRer Teil der syrischen Ol- und
Weizenvorkommen auf dem Gebiet der AANES liegen (K24 22.1.2023). Normalisierungsversuche der diplomatischen
Beziehungen zwischen der Turkei und der syrischen Regierung wurden in den AANES im Juni 2023 mit Sorge betrachtet
(AAA 24.6.2023). Anders als die EU und USA betrachtet die Tlrkei sowohl die Streitkrafte der YPG als auch die Partei
PYD als identisch mit der von der EU als Terrororganisation gelisteten PKK und daher als Terroristen und Gefahr fur die
nationale Sicherheit der Tlrkei (AA 29.3.2023).



Die FUhrungsstrukturen der AANES unterscheiden sich von denen anderer Akteure und Gebiete in Syrien. Die
"autonome Verwaltung" basiert auf der egalitdren, von unten nach oben gerichteten Philosophie Abdullah Ocalans,
der in der Turkei im Gefangnis sitzt [Anm.: Grindungsmitglied und Vorsitzender der PKK]. Frauen spielen eine viel
starkere Rolle als anderswo im Nahen Osten, auch in den kurdischen Sicherheitskraften. Lokale Nachbarschaftsrate
bilden die Grundlage der Regierungsfihrung, die durch Kooptation zu gréBeren geografischen Einheiten
zusammengeflihrt werden (MEl 26.4.2022). Es gibt eine provisorische Verfassung, die Lokalwahlen vorsieht (FH
9.3.2023). Dies ermdglicht mehr freie MeinungsdulRerung als anderswo in Syrien und theoretisch auch mehr
Opposition. In der Praxis ist die PYD nach wie vor vorherrschend, insbesondere in kurdisch besiedelten Gebieten (MEI
26.4.2022), und der AANES werden autoritare Tendenzen bei der Regierungsfihrung und Wirtschaftsverwaltung des
Gebiets vorgeworfen (Brookings 27.1.2023; vgl. SD 22.7.2021). Die mit der PYD verbundenen Krafte nehmen
regelmaRig politische Opponenten fest. Wahrend die politische Vertretung von Arabern formal gewahrleistet ist,
werden der PYD Ubergriffe gegen nicht-kurdische Einwohner vorgeworfen (FH 9.3.2023). Teile der SDF haben Berichten
zufolge Ubergriffe vertbt, darunter Angriffe auf Wohngebiete, kérperliche Misshandlungen, rechtswidrige
Festnahmen, Rekrutierung und Einsatz von Kindersoldaten, Einschrankungen der Meinungs- und
Versammlungsfreiheit sowie willkirliche Zerstérung und Abriss von Hausern. Die SDF haben die meisten Vorwurfe
gegen ihre Streitkrafte untersucht. Einige Mitglieder der SDF wurden wegen Missbrauchs strafrechtlich verfolgt, jedoch
lagen dazu keine genauen Zahlen vor (USDOS 20.3.2023).Die Fihrungsstrukturen der AANES unterscheiden sich von
denen anderer Akteure und Gebiete in Syrien. Die "autonome Verwaltung" basiert auf der egalitaren, von unten nach
oben gerichteten Philosophie Abdullah Ocalans, der in der Tirkei im Gefangnis sitzt [Anm.: Griindungsmitglied und
Vorsitzender der PKK]. Frauen spielen eine viel starkere Rolle als anderswo im Nahen Osten, auch in den kurdischen
Sicherheitskraften. Lokale Nachbarschaftsrate bilden die Grundlage der Regierungsfuhrung, die durch Kooptation zu
groBeren geografischen Einheiten zusammengefihrt werden (MEI 26.4.2022). Es gibt eine provisorische Verfassung,
die Lokalwahlen vorsieht (FH 9.3.2023). Dies ermdglicht mehr freie MeinungsaufRerung als anderswo in Syrien und
theoretisch auch mehr Opposition. In der Praxis ist die PYD nach wie vor vorherrschend, insbesondere in kurdisch
besiedelten Gebieten (MEI 26.4.2022), und der AANES werden autoritdre Tendenzen bei der Regierungsfihrung und
Wirtschaftsverwaltung des Gebiets vorgeworfen (Brookings 27.1.2023; vergleiche SD 22.7.2021). Die mit der PYD
verbundenen Krafte nehmen regelmallig politische Opponenten fest. Wahrend die politische Vertretung von Arabern
formal gewéhrleistet ist, werden der PYD Ubergriffe gegen nicht-kurdische Einwohner vorgeworfen (FH 9.3.2023). Teile
der SDF haben Berichten zufolge Ubergriffe veriibt, darunter Angriffe auf Wohngebiete, kérperliche Misshandlungen,
rechtswidrige Festnahmen, Rekrutierung und Einsatz von Kindersoldaten, Einschrankungen der Meinungs- und
Versammlungsfreiheit sowie willkirliche Zerstdérung und Abriss von Hausern. Die SDF haben die meisten Vorwirfe
gegen ihre Streitkrafte untersucht. Einige Mitglieder der SDF wurden wegen Missbrauchs strafrechtlich verfolgt, jedoch
lagen dazu keine genauen Zahlen vor (USDOS 20.3.2023).

Zwischen den rivalisierenden Gruppierungen unter den Kurden gibt es einerseits Annaherungsbemuhungen,
andererseits kommt es im Nordosten aus politischen Griinden und wegen der schlechten Versorgungslage zunehmend
auch zu innerkurdischen Spannungen zwischen dem sogenannten Kurdish National Council, der Masoud Barza

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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